
Till ZB 10/56 2320 019
Verkündet am 18» Dezember 1956 
Hoffmeister, Justizangestellter 
als Urkundsbeamter der Ge­schäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s  
In dem Rechtsstreit

der Firma , Schreibmaschinenfabrik Gesellschaft
mit beschränkter Haftung in WfliHH^Straßevertreten durch den alleinigen Geschäftsführer Direktor Helmut 

ebenda,
Beklagten, Berufungsklägerin, Berufungsbeklagten, Revisionsklägerin und Anschlußrevisionsbeklagten,

- Prozeßbevollmächtigter? Rechtsanwalt Dr.

gegen

1)
2)

den Generaldirektor Paul
seine Ehefrau Margarethe 
beide in

geb, P

Kläger, Berufungsbeklagte, Berufungskläger, 
Revisionsbeklagte und Anschlußrevisionskläger,

- Prozeßbevolimächtigters Rechtsanwalt Dr»

hat der VIII, Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 4» Dezember 1956 unter Mitwir­
kung des Senatspräsidenten Dr, Großmann sowie der Bundes­
richter Artl, Dr. Spieler, liesecke und Dr. Mezger

für Recht erkannt?

Auf die Revision der Beklagten wird unter Zurück­
weisung der Anschlußrevision der Kläger das Urteil deB 
2- Zivilsenats des Oberlandesgerichts in Nürnberg vom 
29* November 1954 insoweit aufgehoben, als es zum Nach­
teil der Beklagten erkannt hat»



/

-
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ss wird zusammenfassend erkannt?
Auf die Berufungen der Beklagten werden unter Zurück­

weisung der Berufungen der Kläger das Teilurteil vom 
26. Mai 1954 und das Schlußurteil vom 22. September 1954 
der 1. Zivilkammer des Landgerichts in Nürnberg-Fürth 
dahin abgeändert, daß die Klage abgewiesen wird.

Die Kosten des Rechtsstreits fallen den Klägern 
3e zur Hälfte zur Last.

Von Rechts wegen

\
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Tatbestand}

Die Kläger sind Eigentümer des in gelegenen
Fabrikgrundstücks M f l M H H f e t r a ß e  Mit schriftlichem 
Vertrag vom 20. Dezember 1939 haben sie das Grundstück für 
die Zeit vom 1. Januar 1940 bis 31. März 1955 an die Orga 
AG in Berlin vermietet. Der Vertrag sollte sich jeweils -am 
zwei Jahre .verlängern, falls er nicht von einer Partei 
gekündigt würde. Für den Fall, daß die Kläger kündigten, 
sollte nach § 3 Abs 2 des Vertrages die Mieterin berech­
tigt sein, eine Verlängerung des Vertrages auf weitere 
10 Jahre zu verlangen Über den Mietzins ist in § 4 wört­
lich bestimmt}

Der Mietpreis beträgt HM 28.000.-, in Worten} acht- 
undzwanzigtausend Reichsmark - jährlich und ist in mo­
natlichen Teilbeträgen innerhalb der ersten fünf Tage 
eines jeden Monats im Voraus zu zahlen. Die Zahlstelle 

... wird der Mieterin durch die Vermieter bekannt gegeben.
. Solange die Mieterin von ihrem in § 3 Albs 2. eingeräumten 
'Optionsrecht keinen Gebrauch gemacht hat, erfolgt eine 
-Erhöhung der Miete während der Mietsdauer nur dann und 
insoweit die Sätze der gegenwärtig den Grundbesitz und 
das Mietverhältnis belastenden Steuern eine Erhöhung 
erfahren. Um diese jeweilige Erhöhung der Steuern erhöht 
sich dann die im vorstehenden Absatz genannte Jahres­
miete, sodaß die zwischen den Parteien dem Mietpreis 
zu Grunde gelegte Rente der Vermieter an dem Grundstück 
•immer.die Gleiche bleibt.

' Aus dem gleichen Grunde soll während der vorgenannten 
Dauer des Mietvertrags auch von der Mieterin eine 
Mehrbelastung der Vermieter getragen werden, die da­
durch entsteht, daß im laufe der vorgenannten Mietsdauer 
neben oder an die Stelle der jetzt gezahlten Steuern 
infolge gesetzlicher oder behördlicher Bestimmungen 
den Vermietern neue oder andere laufende Grundstückssteu­
ern oder Abgaben auferlegt werden.
Macht die Mieterin von den ihr im § 3 Abs 2 eingeräumten 
Optionsrecht nach Kündigung des Vertrages durch die 
Vermieter Gebrauch, so unterliegt die Höhe der Miete 
für die Zeit dieser weiteren Mietsdauer auf Grund der 
Option besonderer neuer Vereinbarungen der Parteien 
mit der Maßgabe, daß für den Fall, daß eine Einigung
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nicht erzielt werden sollte, hinsichtlich der Höhe 
der Miete das Gutachten eines von der Industrie- 
und Handelskammer der Stadt Nürnberg auf Erfordern 
einer Partei zu benennenden Sachverständigen aus­
schließlich und endgültig maßgeblich sein und inso­
weit den Vertrag ergänzen soll.

Pie Beklagte ist Rechtsnachfolgerin der O^^AG.

Pie Kläger haben die fälligen Vorauszahlungen für die 
auf das Mietgrundstück entfallende Vermögensabgabe nach 
dem Lastenausgleichsgesetz in Höhe der bisher gezahlten 
Soforthilfeabgabe von jährlich 5.529 BM für die Jahre 1952, 
1953 und für mindestens drei weitere Vierteljahre des Jah­
res 1954 an das zuständige Finanzamt Miesbach.abgeführt.

Mit der Klage verlangen sie Erstattung der gezahlten 
Beträge auf Grund des § 4 des Mietvertrages. Sie halten 
diese Bestimmung für anwendbar, da die Soforthilfeabgabe 
und die Vermögensabgabe nach dem steuerrechtlichen Einheits 
wert bemessen würden und aus dem Grundstück und seinen 
Erträgen zu entrichten seien. Sie entnehmen die Erstattungs 
Pflicht der Beklagten auch aus der Bestimmung des § 4 Abs 1 
des Vertrages, wonach die zwischen den Parteien dem Miet­
preis zu Grunde gelegte Rente der Vermieter an dem Grund­
stück immer die gleiche bleiben soll., Pie Kläger behaupten, 
di? Orga AG habe ihre Zahlungspflicht auch‘dadurch aner-' 
kannt, daß sie für die Jahre 1949 und 1950 ihnen einen 
Teilbetrag von je 4.000 DM vergütet habe und in der Auf- 
sichtsratssitzung vom 25. August 1950 der Vorsitzende des 
Aufsichtsrates ausdrücklich erklärt habe, sich nach Ver­
abschiedung des lastenausgleichsgesetzes für eine geräbhte 
und billige den Interessen der Kläger Rechnung tragende 
Lösung einsetzen zu wollen.

Im ersten Rechtszuge haben die Kläger Ersatz der für 
die Jahre 1952 und 1953 gezahlten Beträge von insgesamt
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11.058 IM begehrt. Im zweiten Rechtszuge haben sie den 
Klageanspruch um einen weiteren Vierteljahresbetrag für 
1954 von 1»382,25 DM erhöht und Zahlung von insgesamt 
12.440,25 DM verlangt.

Die Beklagte hat vorgetragen, sie sei nicht ver­
pflichtet, den Klägern die Vermögensabgabe zum Lasten­
ausgleich zu erstatten. In § 4 des Mietvertrages sei 
nur die Erstattung der laufenden auf das Mietgrundstück 
gelegten Steuern und Abgaben vorgesehen. Die Vermögens­
abgabe nach dem Lastenausgleichsgesetz Bei aber keine Ab­
gabe, die auf dem von ihr gemieteten Grundstück ruhe, son­
dern eine Abgabe, welche die Kläger persönlich zu tragen 
hätten. Die Lastenausgleichsabgabe dürfe nach dem Gesetz 
nicht auf die Mieter abgewälzt werden. Es treffe nicht 
zu, daß die Gfl0|AG den Klägern als Ersatz für die So­
forthilfeabgabe in den Jahren 1949 und 1950 jährlich 
4,000 DM gezahlt habe. Diese Zahlungen seien vielmehr zur 
Vergütung für geleistete Instandsetzungsarbeiten erfolgt.

Das Landgericht hat durch Teilurteil vom 26.. Mai 1954 
.die Beklagte verurteilt, die Hälfte des im ersten Rechts- 
z.uge geltend gemachten Klagebetrages mit 5 «529 IM nebst 
4 # Zinsen seit dem 26. Oktober 1953 zu zahlen^und hat 
die Klage wegen des weitergehenden Hauptanspruchs abge­
wiesen. Durch Schlußurteil vom 22. September 1954 ist die 
Beklagte verurteilt worden, insgesamt 5 $> Zinsen auf den 
Urteilsbetrag zu zahlen.

Das Oberlandesgericht hat die Berufungen der Beklagten 
gegen die bezeichneten Urteile zurückgewiesen und hat auf 
die Berufungen der Kläger die Beklagte verurteilt, die 
Hälfte des im zweiten Rechtszuge weiter geltend gemach­
ten Betrages mit 691,12 DM nebst Zinsen zu zahlen, Ira 
übrigen hat es die Berufungen der Kläger gegen die ge-
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nannten Urteile zurückgewiesen und die weitergehende 
Klage abgewiesen.

Mit der Revision erstrebt die Beklagte die Abweisung 
der Klage in vollem Umfang. Die Kläger haben die Zurück­
weisung der Revision beantragt, sich dem<Rechtsmistdl 
angeschlossen und begehren die Verurteilung der Beklag­
ten in voller Höhe. Die Beklagte beantragt die Zurück­
weisung der Anschlußrevision.

Entscheidungsgründes

I.

Das Berufungsgericht meint, aus dem Wortlaut des 
Mietvertrages könne eine Verpflichtung, den Klägern die 
als Vermögensabgabe geschuldeten Beträge ganz oder teil­
weise zu ersetzen, nicht entnommen werden- Der Abs 1 des 
§ 4 des Mietvertrages habe nur eine Erhöhung der schon 
im Jahre 1939 erhobenen Steuern im Auge gehabt. In Abs 2 
des § 4 hätten die Parteien eine Regelung nur für solche 
neuen oder anderen laufenden Steuern und Abgaben getrof­
fen, die die Kläger in Zukunft deshalb zu tragen hätten, 
weil sie Eigentümer des vermieteten Grundstücks seien,’ 
die also auf dem Grundstück lasteten. Bei der Vermögens­
abgabe nach dem Lastenausgleichsgesetz handle es sich aber, 
wie aus §§ 20, 21 Abs 1 Kr 1 LAG folge, nicht um eine 
Steuer oder Abgabe, die mit dem Eigentum oder Besitz eines 
bestimmten Gegenstandes verbunden sei, sondern um eine 
am Tage der Währungsreform entstandene persönliche Schuld 
auf Abgabe eines leiles des Vermögens, Der Umstand allein, 
daß zu dem Vermögen der Kläger am 21. Juni 1948 das an 
die Beklagte vermietete Grundstück gehört habe, rechtfer­
tige nicht, von einer Belastung dieses Grundstücks zu sprechen.
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denn die Vermögensabgabe sei an die Person gebunden 
und nicht an den Vermögensgegenstand. Die Vermögens­
abgabe will das Berufungsgericht auch nicht als lau- 

. fende Abgabe ansehen, weil sie in § 3 Nr 1 LAG ausdrück­
lich als einmalige Abgabe ausgestaltet sei. Zwar habe, 
so wird ausgeführt, der. Gesetzgeber die Tilgung der Ab­
gabeschuld in vierteljährlichen Teilbeträgen gestattet, 
doch ändere das nichts an dem Wesen der Vermögensab­
gabe als einer einmaligen Abgabe Mit dieser Tilgung 
sei dem Abgabepflichtigen nicht das Recht eingeräumt, 
die Abgabebeträge in der Weise zu erwirtschaften, daß er 

* die Schuld in irgend einer Form auf andere abwälze. Auch 
aus der Bestimmung, daß die Rente der Vermieter aus dem 
Grundstück immer gleichbleiben solle, könne- nicht ent­
nommen werden, daß die Beklagte verpflichtet sei, den 
Klägern die Vermögensabgabe zu erstatten.- Da die Vermö­
gensabgabe keine mit dem Eigentum verbundene Last dar­
stelle und die Zahlung der Teilbeträge mi# dem Eigen­
tum an dem vermieteten Grundstück nichts zu tun habe, 
werde die Rente der Kläger aus dem Grundstück durch die 
Vermögensabgabe nicht geschmälert. Bei Abschluß des Miet­
vertrages sei es für die Parteien schlechthin ausgeschlos­
sen gewesen, die Geldabwertung und die damit im Zusammen­
hang stehende Gesetzgebung über den Lastenausgleich und 
die Schaffung einer Vermögensabgabe zu übersehen oder 
auch nur zu ahnen. Es sei daher im Wege ergänzender Ausle­
gung des Vertrages zu ermitteln, was die Parteien verein­
bart hätten, wenn sie die durch die Gesetzgebung über den 
Lastenausgleich herbeigeführten Verhältnisse übersehen 
und diesen Verhältnissen unter Berücksichtigung von Treu 
und Glauben Rechnung getragen hätten. Das Berufungsgericht 
kommt dann in Übereinstimmung mit dem Landgericht zu der 
Annahme, die Parteien hätten bei Kenntnis der Sachlage ver­
einbart, daß die Beklagte die Hälfte der von den Klägern
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gezahlten Vierteljahresbeträge zu erstatten nahe.

II.

Die Revision der Beklagten und die Ansohlußrevision 
der Kläger halten diese vom Berufungsgericht vorgenommene 
ergänzende Vertragsauslegung für unstatthaft, da der Ver­
trag eine Lücke nicht enthalte «.und rügen die Verletzung der 
§§ 286 ZPO, 133, 242 BGB. Die Revision der Beklagten meint, 
das Berufungsgericht habe rechtsirrig eine Ducke in den 
Vereinbarungen der Parteien gesehen. Die Abwälzung einer 
einmaligen persönlichen Abgabeschuld wie der Vermögens­
abgabe sei nach dem im Vertrage zum Ausdruck gekommenen 
Willen der Parteien bewußt ausgeschlossen worden. Die An- 
schlußrevisipn der Kläger legt die im Vertrage getroffene 
Vereinbarung entgegengesetzt dahin aus, daß zu den Abgaben, 
deren Auferlegung oder Erhöhung eine Erhöhung der Miete 
habe herbeiführen sollen, auch die Vermögensabgabe nach 
dem lestenausgleichsgesetz zu rechnen sei Es sei, so meint 
die Anschlußrevision, nicht erforderlich, auf § 242 BGB, 
als die Grundlage der ergänzenden Vertragsauslegung zurück­
zugehen, wenn der Mietvertrag mit der in ihm enthaltenen 
Garantie des Reinertrages' die Rechtslage eindeutig festlege.

*
III. Revision der_Beklagten.,

1.) Der Revision der Beklagten ist der Erfolg nicht zu 
versagen. Die Auffassung des Berufungsgerichts, es bestehe 
eine Vertragslücke, die durch ergänzende Auslegung auszu­
füllen sei, beruht auf Rechtsirrtum. Das Berufungsgericht 
stellt fest, bei Abschluß des Mietvertrages im Dezember 
1939 sei es ausgeschlossen gewesen, die im Jahre 1948 er­
folgte Geldabwertung und die damit im Zusammenhang stehen­
de Gesetzgebung über den Lastenausgleich und die Schöpfung
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einer Vermögensabgabe zu übersehen oder auch nur zu ahnen. 
Gegen diese Feststellung werden von den Parteien keine An­
griffe erhoben. Sie entspricht auch der allgemeinen Er­
fahrung. Es begegnet dann auch keinen rechtlichen Beden­
ken, wenn das Berufungsgericht annimmt, aus dem Mietver­
träge lasse sich nichts dafür entnehmen, daß die Parteien 
in irgendeiner Weise hätten regeln wollen, ob und in wel­
chem Umfang die Beklagte den Klägern die von ihnen seit 
dem Jahre 1952 gezahlte Vermögensabgabe zu erstatten habe. 
Denn einen Fall, an den die Parteien nicht haben denken 
können, konnten sie auch nicht regeln wollen..Daraus folgt 
aber noch nicht, daß eine Vertragelücke vorliegt. Nicht 
alles, worüber in einem Vertrage eine Regelung fehlt, 
stellt schon eine Vertragslücke dar. Von einer Vertrags­
lücke kann nach feststehender Rechtsprechung nur gesprochen 
werden, wenn ein Vertrag innerhalb des tatsächlich gegebenen 

, Rahmens oder innerhalb der wirklich gewollten Vereinbarungen 
der Parteien eine ersichtliche Lücke aufweist. Die richter­
liche Vertragsergänzung darf aber nicht zu einer Erweite­
rung des Vertragsgegenstandes führen* sie kann vielmehr 
nur dann eintreten, wenn es sich um einen Punkt handelt, der 
der Regelung bedurfte, und sie muß in dem Vertragsinhalt 

f auch eine Stütze als Richtlinie finden (RGZ 87,.211 /213»
21j7* 136, 178 /T84, 1857; BGHZ 9, 273 /277, 27g7>.

• ♦ *

Nach § 546 BGB hat der Vermieter die auf der vermie­
teten Sache ruhenden Lasten zu tragen. X& Abweichung 
von dieser Bestimmung hatten die Kläger und die Rechts­
vorgängerin der Beklagten in § 4 des Mietvertrages Verein­
barungen darüber getroffen, welche der mit dem vermiete­
ten Grundbesitz zusammenhängenden steuerlichen Lasten die 
Mieterin den, Klägern erstatten solle, Abgaben, die ihrem 
‘\7“sen nach nicht zu den im § 4 des Vertrages aufgeführten 
gehören, sollten nach dem Parteiwillen die Kläger also

i



selbst tragen» Nur soweit bei der Vereinbarung über die 
Abgaben; die nach § 4 auf die Mieterin*abgewälzt werden 
dürfen, eine erschöpfende Regelung etwa fehlt, könnte 
von einer Vertragslücke gesprochen werden und nur inso­
weit könnte die Vereinbarung der Vertragsparteien einer 
Regelung und damit einer richterlichen Ergänzung bedürf­
tig sein» Würde aber außerhalb dieses Rahmens die Erstat­
tung auch solcher Abgaben, deren Art von $ 4 des Vertrages 
nicht erfaßt wird, der Beklagten auferlegt, so würde der 
Vertrag eine unzulässige Erweiterung erfahren und es wür­
de ihm ein neuer Inhalt gegeben werden.

Es kommt-also darauf an, welcher Art steuerliche Lasten 
nach dem Willen der Vertragsparteien die Kläger auf die 
Beklagten sollten abwälzen dürfen* - •

.2) Nach § 4 Abs 1 des Mietvertrages- sollte ei'he Erhöhung 
der Miete nur erfolgen, wenn die gegenwärtig (vom Zeit­
punkt des Vsrstragsschlüsses aus gesehenj den Grundbe- • • *
sitz .und das MietVerhältnis belastenden Steuern eine Er-- 
höhung erführen, Bas lerufungsgericht legt diese Verein­
barung dahin aus, daß die Parteien nur eine Erhöhung der 
im Jahre 1939 schon beetebenden Steuern im Auge gehabt 
hätten. Biese Auslegung ist möglich und läßt einen Rechts­
irrtum nicht erkennen. Bie Anschlußrevision rügt zwar, wo­
rauf noch zurückzukommen sein wird, der Berufungsrichter 
hafte in unzulässiger Weise und in Verletzung des § 133 BGB 
am Wortlaut des Vertrages. Wenn der Vertrag von "gegenwär­
tigen” Steuern spreche, so meine er. wie der ganze Zusammen­
hang zeige, nicht die damals bestehenden einzelnen bestimm­
ten Steuern in technischem Sinne, sondern die "gegenwär­
tige", d.h, damalige steuerliche Belastung des Mietobjekts. 
Ber Vermieter habe dagegen gesichert werden seilen, daß 
durch eine Erhöhung der steuerlichen Belastung insgesamt



seine Bente aus dem Grundstück, das heißt der Netto­
ertrag. durch eine Erhöhung der öffentlichen Belastung 
beeinträchtigt werden könnte. Die Auslegung, die der 
Berufungsrichter dem Absatz 1 gegeben hat, läßt eine 
Verletzung von AuslegungsvcrSchriften aber nicht er­
kennen.. Sie wird nicht nur vom Wortlaut der Vereinbarung 
getragen, sondern ist auch unter Berücksichtigung des 
in den weiteren Bestimmungen des Vertrages zum Ausdruck 
kommenden Parteiwillens möglich. Haben aber mit dem 
Worte "gegenwärtig" in § 4 Abs 1 die Vertragsparteien' f * ' * \nur die schon damals erhobenen einjs^lnen ̂ te^rn ■ 
und nicht die damalige Gesamtbelastung verstanden, so 
liegt die Einführung der Vermögensabgabe völlig außer­
halb des Eahmens dessen, was die Vertragsparteien mit 
der Vereinbarung, daß sich der Mietzins erhöhen solle, 
haben regeln wollen. Die Bestimmung de3 § 4 Abs 1 ist 
daher einer ergänzenden Auslegung entzogen.

3-) Nach § 4 Abs 2 des Mietvertrages sollte von der 
Mieterin eine Mehrbelastung der Kläger getragen werden, 
die dadurch entstehe, daß neben oder an die Stelle der 
jetzt gezahlten Steuern infolge gesetzlicher oder behörd­
licher Bestimmungen den'Vermietern neue oder andere laufen 
de Grundstückssteuern oder Abgaben auferlegt würden. Das 
Berufungsgericht ist der Auffassung, die Vertragsparteien 
hätten mit dieser Bestimmung laufende Steuern oder Abgaben 
nicht aber einmalige Abgaben, und von den laufenden nur 
solche gemeint, die auf dem Grundstück lasteten, also 
Eealsteuern, nicht Personensteuern. Diese Auslegung ist 
möglich, ein Verstoß gegen Auslegungsvorschriften ist 
nicht erkennbar. Die Auslegung wird auch von den Parteien 
nicht gerügt.
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Zu diesen Realsteuern oder Realabgaben gehört die 
Vermögensabgabe des Lastenausgleichsgesetzes, in welche 
die hier in Betracht kommende Sofcrthilfeabgabe über­
geleitet ist, ihrem Wesen nach nicht. Ob die Vermögens­
abgabe mit Rücksicht darauf, daß sie in gleichen viertel­
jährlichen Teilbeträgen zu entrichten ist (§ 34 Abs 1 
LAG), ganz oder teilweise als eine laufende Abgabe anzu­
sehen ist, kann dahingestellt bleiben.-(vgl hierzu § 75 LAG 
und BGH NJW1956, 1070 zum Verhältnis zwischen Vor- und 
Nacherben). Denn dabei handelt es sich um eine ganz andere 
Drage als im die hier erhebliche Abgrenzung zwischen Perso­
nalsteuer und.RealSteuer- Diese Begriffe sind nicht nur 
rein theoretische der Finanzwissenschaft, sondern in Art 10? 
Abs 2 GrundG neben den der Verbrauchs- und Verkehrssteuern 
allgemein verankert. Unter diesem Gesichtspunkt betrachtet 
ist die Vermögensabgabe keine auf den Grundbesitz gelegte 
Abgabe, also keine Realsteuer, Denn der Abgabepflicht 
unterliegt grundsätzlich das gesamte Vermögen des Abgabe­
pflichtigen, die Vermögensabgabe erfaßt daher nicht einen 
einzelnen Vermö.gensgegenstand, insbesondere auch nicht 
den Grundbesitz für sich. Sie ist an die Person des Ver­
mögensinhabers gebunden. Derjenige, der das Vermögen am 
21. Juni 1948 innehatte, ist abgabepflichtig, mag das Ver­
mögen auch inzwischen veräußert oder untergegangen sein.
Die Vermögensabgabe ist, ähnlich der Vermögenssteuer, 
eine Personensteuer (Personalsteuer, auch Subjektsteuer 
genannt) (Harmening, Lastenausgleich, I § 16 Anm 9?
Bühl er, Steuerrecht.! 12ft! jjufl,* • Bd II S 222 und 232). Der 
Umstand, daß die Abgabe erhoben wird, weil der Jlbgabe- 
pflichtige Eigentümer eines Vermögensstückes ist. nimmt 
ihr nicht das Merkmal einer Perscnalsteuer» Der Wert des 
gesamten Vermögens, der sich naturgemäß nach dem Wert 
der einzelnen Vermögensstücke bestimmen muß, bildet nur 
die Bemessungsgrundlageo Ebensowenig schließt der Umstand, 
daß nach der Vorstellung des Gesetzgebers die Vierteljahres-
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4

betrüge aus den Erträgnissen des Vermögens entnommen 
werden sollen, aus. daß die Vermögensabgabe sich als 
eine mit der Person verbundene Abgabe darstellt, Pie 
Abwälzung von Personalsteuern ist nach der bindenden 
Auslegung des Berufungsgerichts aber nicht vereinbart.
Sie sind daher, auch soweit sie den Grundbesitz der Klä­
gerin zur Voraussetzung haben, von der Mieterin nicht 
zu tragen. Wenn- das Berufungsgericht trotzdem die Be­
klagte im Wege ergänzender Vertragsauslegung verpflichtet, 
die Hälfte der Vierteljahresbeträge der Vermögensab­
gabe an die Kläger zu zahlen, so führt daB zu einer 

t unzulässigen-Abänderung des Vertrages..

Pem stehen die Entscheidungen, in denen es für statt­
haft angesehen wird, durch Ergänzung des.Vertrages eine 
Abwälzung der Soforthilfe oder der Vermögensabgabe her­
beizuführen, nicht entgegen. Das Urteil des V. Zivilse­
nats des Bundesgerichtshofs vom 20. Februar 1953 - V ZR 
102/5.1 - - BB 1953, 302 betrifft einen Pall, in dem der 
Eigentümer ein Gebäude lediglich gegen Befreiung von den 
auf dem Grundstück ruhenden Steuern und Öffentlichen 
Lasten einschließlich der Vermögenssteuer vermietet 
hatte. Pa die Parteien möglicherweise unter der Vermö­
gensabgabe, die nach dem Vertrage der Vermieter zu 
tragen hatte, eine einmalige. Abgabe in Natur verstanden 
hatten, nicht aber eine sich Uber einen langen Zeitraum 
erstreckende und- grundsätzlich aus dem Vermögenser­
trag zu entnehmende Abgabe, erschien eine ergänzende 
Vertragsauslegung, die berücksichtigt, daß der Vermieter 
aus dem vermieteten Grundstück keine Einnahmen zog, mög­
lich- Hier bestand die Lücke, deren Ausfülluii’̂ ^rfor-^l 
derlich sein konnte, darin, daß die Parteien sich im 
Rahmen des Mietvertrages über die Ausgestaltung der künf­
tigen Vermögensabgabe nicht klar geworden waren und für
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den tatsächlich eingetretenen Pall, daS die Vermögensab­
gabe aus den Erträgnissen herausgewirtschäftet werden 
muß, keine Regelung getroffen hatten. Der in BGHZ 9. 273 
behandelte Pall lag so, daß bei Abschluß eines Auseinan­
dersetzungsvergleichs die Beteiligten übereingekommen 
waren, bei der bevorstehenden Lastenausgleiehsregelung 
solle jeder '»sein Päckchen selbst tragen". Dkbei war aber 
nicht vorausgesehen worden, daß das Soforthilfegesetz 
für die Berechnung der Abgaben auf den 'Vermögensstand 
vom 21, Juni 1948 zurückgreifen werde. Der Vergleich 
enthielt "daher Innerhalb der abschließenden Regelung 
der sich aus der Auseinandersetzung ergebenden Rechts­
beziehungen einen offengebliebenen Punkt- Der Beschluß 
des Senats für LandwirtschaftsSachen des Bundesgerichts­
hofs vom 17. Juni 1952 (BGHZ 6, 240) hat schließlich über­
haupt keine ergänzende Vertragsauslegung zum Inhalt, 
sondern macht Ausführungen über die Festsetzung des volkswirt­
schaftlich gerechtfertigten Pachtpreises nach § 5 öer- 
Reichspacht schutzo'rdnung*; & Diese Vorschrift sieht aber 
im Gegensatz zur ergänzenden Vertragsauslegung gerade die Ab­
änderung eines Pachtvertrages durch Neufestsetzung des 
Pachtzinses vor.

<
4 ) Auch der Schlußsatz des § 4 Abs 1 des Mietver­

trages rechtfertigt eine ergänzende Vertragsauslegung 
nicht. Danach soll sich um. die jeweilige Erhöhung der 
Steuern die Jahresmiete erhöhen, sodaß die zwischen den 
Parteien dem Mietpreis zu Grunde gelegte Rente der Ver­
mieter an dem Grundstück immer die gleiche bleibt. Das 
Berufungsgericht sieht in dieser Vereinbarung nicht 
eine Zusicherung, daß die Kläger immer in den Genuß'eines 
gleich hohen Geldbetrages kommen sollen, sondern legt 
erkennbar die Abrede daiiirl aus, daß für die Kläger der 
Ertrag des Grundstücks ungeachtet einer Erhöhung der auf

i



dem Grundstück ruhenden Steuern und Abgaben der gleiche 
bleiben müsse * Das Berufungsgericht meint deshalb, daß 
die Rente aus dem Grundstück nicht geschmälert werde, 
wenn die Kläger die Vermögensabgabe, die keine mit dem • 
Grundstück verbundene last darstelle, entrichteten*
Gegen diese Auslegung sind rechtliche Bedenken nicht zu 
erheben. Unter diesen Umständen enthält die Bestimmung 
keine selbständige Regelung darüber, welche lasten 
von der Mieterin zu tragen seien. Sie bietet deshalb 
auch keine Anhaltspunkte für das Bestehen einer Vertrags­
lücke .

JYU. Anschlußrevision der Kläger.I * in ■iî i mm mm—  i m i ■ mmU im 1^1—

1. ) Die Kläger „greifen die Auslegung des § 4 Abs 1
des Mietvertrages an und meinen, durch die Bestimmungen 
dieses Absatzes sei vereinbart, daß Abgaben, wie sie "*
die Vermögensabgabe nach dem lastenausgleichsgesetz dar­
stelle, abgewälzt werden dürften. Es ist bereits oben
zu I 2-) ausgeführt, daß diese Angriffe an der ohne Rechts­
irrtum getroffenen und daher für das Revisionsgerichfc 
bindenden Auslegung des Berufungsgerichts scheitern muß,

2 .  ) Die weitere Rüge der Anschlußrevision, das Beru­
fungsgericht habe die rechtliche und wirtschaftliche Be­
deutung der Vermögensabgabe verkannt und habe deshalb 
die Vermögensabgabe nicht unter die in Abs 2 des § 4 ge­
nannten laufenden GrundstUckssteuem und Abgaben gerechnet, 
geht ebenfalls fehl. Es genügt, auf die Ausführungen
oben zu I 3 zu verweisen.

3. ) Wenn die Anschlußrevision schließlich rügt, das 
Berufungsgericht sei auf den Vortrag der Kläger, durch
den Mietvertrag, insbesondere durch den Schlußsatz des Abs 1



des § 4, sei ihnen eine Rente aus dem Grundstück zuge- 
sichert worden, nicht eingegangen, so entbehrt diese Rüge 
jeder Grundlage - Das Berufungsgericht hat sich, wie oben 
zu I 4 ausgeführt ist, mit diesem Vorbringen auseinander­
gesetzt und hat diese Abrede unangreifbar ausgelegt.
Die Anschlußrevision rügt zwar, die Kläger hätten nach 
§ 139 ZPO veranlaßt Werden müssen, sich zu der von ihnen 
behaupteten Zusicherung weiter zu erklären. Alsdann wür­
den sie vorgetragen haben, daß bei den Vertragsverhand­
lungen die Vereinbarung des § 4 Abs 1 dahin erläutert wor­
den sei, den Klägern dürfe unter keinen Umständen durch 
Abgaben an den Staat, die ihre Grundlage im Mietgrundstück 
hätten, der damalige Reinertrag des Grundstücks geschmä­
lert werden, und daß insbesondere auch die Belastung der 
Kläger durch die Vermögenssteuer als Belastung im Sinne 
des § 4 angesehen worden sei. Die Kläger würden für ihre 
Behauptungen dann den Geschäftsführer der damaligen Miete­
rin R i f l f l H B  als Zeugen benannt und ihre Vernehmung als 
Partei und vorsorglich die der Beklagten beantragt haben. 
Dieser Rüge mangelt es an jeder Berechtigung. Nachdem das 
Landgericht die Auffassung vertreten hatte, die Bestimmungen 
des Mietvertrages gestatteten eine Abwälzung der Vermögens­
abgabe nicht, lag es für die Kläger auf der Hand, daß sie 
spätestens im Berufungsrechtszug etwaige aus dem Vortlaut 
des Mietvertrages nicht hervorgehende besondere Vereinbarun­
gen vortragen mußten. Andererseits ist es unverständlich, 
wie das Berufungsgericht von sich aus zu der Vorstellung, 
daß noch besondere Abreden getroffen worden sein könnten, 
hätte kommen sollen. Eine Pflicht zur Beratung der durch 
einen Anwalt vertretenen Kläger bestand nicht.

Daraus, daß das Lastenausgleichsgesetz in besonde­
ren Ausnahmefällen und zwar nicht nur gemäß dem von Beru­
fungsgericht angeführten § 70 eine Abwälzbarkeit der Abgabe



vorsieht (§ 60 LAG.), kann die Revision nichts zu Gunsten 
der Kläger herleiten. Denn dem Vertrag der Parteien fehlt 
eben ein entsprechender Anknüpfungspunkt-.

5-) Die Anschlußrevision der Kläger erweist sich 
danach als unbegründet«

V,

Mithin war auf die Revision das angefochtene Urteil 
aufzuheben, soweit es zum Nachteil der Beklagten erkennt, 
während die Anschlußrevision zurückzuweisen war» Auf die 
Berufungen der Kläger waren das Teilurteil und das Schluß*-. ’ 
urteil des Landgerichts dahin abzuändern, daß die Klage 
abgewiesen wird.

Die Kostenentscheidung beruht auf §§ 91, 100 Abs 1 ZPO
Dr. Großmann Dr. Spieler

Liesecke
Artl

Dr. Mezger
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